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Richtlinien  
für das kommunale Beteiligungsmanagement  

der Stadt Hofheim am Taunus 
vom 20.06.2001 

 
 

1. Weiterentwicklung vom 19.12.2007 
 
 

in Kraft gesetzt durch Beschluss der Stadtverordnetenversammlung  
am 19.12.2007 
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I. Allgemeines 
Die Stadt Hofheim am Taunus bildet mit ihren bestehenden und künftigen Mehrheitsbeteili-
gungen eine wirtschaftliche Einheit (Konzern Stadt Hofheim). Bei der wirtschaftlichen Betäti-
gung von Kommunen kann die Organisation der öffentlichen Unternehmen im Rahmen des 
Selbstverwaltungsrechts eigenverantwortlich geregelt werden. 
Neben Eigenbetrieben (z. B. Stadtwerke) können auch Unternehmensformen des Privat-
rechts (z. B. GmbH) gewählt werden. 
 
Die Ausgliederung von öffentlichen Aufgaben in mehr oder weniger selbständige Unterneh-
men macht es erforderlich, für die satzungsmäßigen Kontrollorgane (Aufsichtsrat, Betriebs-
kommission) und das Beteiligungsmanagement der Stadtverwaltung Grundsätze und Richtli-
nien zur Steuerung, Kontrolle und Verwaltung der Beteiligungen festzulegen. Diese Festle-
gung erfolgte mit Beschluss der Stadtverordnetenversammlung vom 20.06.2001 (Vorlage 
50/2001). Änderungen dieser Richtlinien bedürfen der Zustimmung der Stadtverordnetenver-
sammlung.  
Das Beteiligungsmanagement der Stadt hat die Aufgabe, die Beteiligungsunternehmen in die 
politischen Ziele und das Leitbild der Stadt einzubinden und die Aufgaben bzw. die Ge-
schäftspolitik dieser Unternehmen mit diesen Zielen abzustimmen und zu koordinieren. Hier-
bei sind die Zielsetzungen der Verwaltungsreform, der Einführung der Doppik  sowie des 
Stadtleitbildes in gleicher Weise zu berücksichtigen, wie diese für die Stadtverwaltung An-
wendung finden. 
Im vorgegebenen Rahmen ist den wirtschaftlichen Unternehmen die notwendige Handlungs-
freiheit einzuräumen, die mit ihrer Rechtsform verbunden ist. Eine angemessene Verzinsung 
des in der Beteiligung gebundenen städtischen Vermögens ist - soweit rechtlich zulässig und 
sachlich vertretbar - sicherzustellen. Bei nicht kostendeckenden Betrieben ist eine Minimie-
rung städtischer Transferleistungen aus den Gesamthaushalt anzustreben. 
 
Folgende wirtschaftliche Unternehmen der Stadt Hofheim am Taunus unterliegen dem Betei-
ligungsmanagement: 
 
1. Eigenbetrieb Stadtwerke Hofheim am Taunus 
2. Hofheimer Wohnungsbau GmbH 
3. Hallen und Parkhaus GmbH Kreisstadt Hofheim am Taunus 
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II. Steuerung, Verwaltung und Kontrolle der einzelnen Beteiligungen 
 
1. Aufgaben der Beteiligungen 
Soweit nicht bereits in den Satzungen, im Eigenbetriebsgesetz oder anderen Vorschriften 
geregelt, verantworten die Beteiligungen die Umsetzung der ihnen übertragenen oder vorge-
gebenen Aufgaben. Sie sind dabei an die vereinbarten Ziele und Handlungsspielräume ge-
bunden. Die Beteiligungsunternehmen sind eigenverantwortlich zuständig für die  Entwick-
lung einer entsprechenden Unternehmensstrategie und für die Organisation ihrer Geschäfts-
tätigkeit. Hierzu zählen insbesondere folgende Aufgaben: 
 - Erstellen einer Unternehmensstrategie zur Erreichung vorgegebener Ziele 
 - Ableitung der Maßnahmen zur Zielerreichung 

 - Erstellung einer Unternehmensplanung für einen Planungshorizont von 5 Jahren 
und die jährliche Fortschreibung dieser Planung 

 - Konzeption, Organisation und Weiterentwicklung eines an die Bedürfnisse des 
Unternehmens angepassten Risikomanagementsystems  

 - Regelmäßige Berichterstattung über die wirtschaftliche Lage des Unternehmens an 
die Aufsichtsgremien (Aufsichtsrat, Betriebskommission)  

 - Erstellen eines Ad-hoc-Berichtes an die Aufsichtsgremien und die Stabstelle Beteili-
gungsmanagement bei Erkennen eines wesentlichen Risikos  

    
2. Aufgaben der Stabstelle Beteiligungsmanagement 
Das Beteiligungsmanagement ist für folgende Aufgaben verantwortlich: 
2.1 Erarbeitung und Änderung von Gesellschaftsverträgen, Satzungen u. ä. 
Das Beteiligungsmanagement koordiniert die Änderung von Gesellschaftsverträgen und Sat-
zungen insbesondere wenn neue gesetzliche Vorgaben und Bestimmungen zu berücksichti-
gen sind. Im übrigen können Satzungsänderungen auch durch die Beteiligungen initiiert wer-
den. 
   
2.2 Abstimmung der Beteiligungsziele auf die übrigen Ziele der Kommune 
Insbesondere sind die Beteiligungsziele an die kommunale Entwicklungsplanung anzupas-
sen (z. B. durch Änderung/Ergänzung bestehender oder durch Vereinbarung neuer Zielver-
einbarungen). 
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Die Aufgabe umfasst auch die laufende Information der Beteiligung über alle Entscheidun-
gen und Planungen der Kommune, die die Beteiligung berühren sowie umgekehrt die Be-
schaffung von Informationen über zielrelevante Planungen und Entscheidungen der Beteili-
gung. 
 
2.3 Entwicklung von Finanz- und Steuerungsvorgaben für die Beteiligung 
 
Die Entwicklung steuerungs- und kontrollgeeigneter Vorgaben gehört zu den wichtigsten 
Aufgaben der Beteiligungsverwaltung. Hierzu zählen insbesondere 

- die Festlegung von Steuerungskennzahlen 
- die Mitwirkung bei der Definition der Unternehmensziele  
- die Festlegung von Inhalt und Umfang der Gremien- und Controllingberichte  

 
2.4 Überprüfung der Wirtschaftspläne 
In der Regel sind 
die Jahreswirtschaftspläne 
die mittelfristigen Wirtschaftspläne 
zu überprüfen und zwar im Hinblick auf ihre Übereinstimmung mit 
- den Beteiligungszielen 
- den Leistungsprogrammen und  
den Finanzvorgaben. 
 
2.5 Analyse der Jahresabschlüsse und Geschäftsberichte sowie ggf. weitere 

Berichte und Unterlagen der Beteiligung 
 
Insbesondere auf der Grundlage von Soll-Ist-Vergleichen ist zu überwachen, dass 
die Beteiligungsziele,  
die Leistungsprogramme und 
die Finanzvorgaben 
erreicht werden und dass 
die politischen Rahmenbedingungen für die Aufgabenerfüllung beachtet werden. 
 
Die Aufgabe beinhaltet auch die Analyse der Prüfungsberichte und der sonstigen, von der 
Beteiligung erstellten Unterlagen.   
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2.6 Erstellen des jährlichen Beteiligungsberichtes 
Die Stabsstelle Beteiligungsmanagement erstellt den jährlichen Beteiligungsbericht zur Vor-
lage an die Stadtverordnetenversammlung nach den gesetzlichen Vorgaben. 
 
2.7      Unterstützung für das Kredit- und Finanzmanagement 
Die Stabsstelle Beteiligungsmanagement unterstützt die Beteiligungen in Fragen des Kredit- 
und Finanzmanagements. Soweit hierzu Beschlüsse der politischen Gremien zu fassen sind 
oder sie sich im Haushalt der Stadt niederschlagen, übernimmt die Stabsstelle Beteiligungs-
management auch die Vorbereitung und Koordination der hierzu notwendigen Maßnahmen.  
   
 
2.8 Vorbereitung von Gesellschafterbeschlüssen 
Die Aufgabe umfasst die Vorbereitung von Entscheidungen, die die Kommune als Gesell-
schafter zu treffen hat 
z. B. Bestellung und Abberufung von Vertretern der Gemeinde in Organen der Beteiligung 
sowie Erteilung von Vertretungsvollmachten. 
 
 

III.  Wahrnehmung besonderer Gesellschafterrechte durch die Aufsichts- bzw. 
Kontrollgremien der Beteiligungen 

 
1. Beauftragung einer Prüfung der Ordnungsmäßigkeit der Geschäftsführung  

Zur Prüfung der Ordnungsmäßigkeit der Geschäftsführung soll regelmäßig ein externer Prü-
fer durch die Kontrollgremien der Beteiligungsgesellschaften beauftragt werden. Insbesonde-
re soll geprüft werden, ob ungewöhnliche, risikoreiche oder nicht ordnungsgemäß abgewi-
ckelte Geschäftsvorfälle und erkennbare Fehldispositionen vorliegen. Auch ist besonders zu 
untersuchen, ob die Art der getätigten Geschäfte in Einklang mit den geltenden Gesetzen 
stehen, durch die Satzung gedeckt ist und ob eine nach der Satzung, der Geschäftsordnung 
oder einem Beschluss des Aufsichtsrates oder der Betriebskommission erforderliche Zu-
stimmung eingeholt wurde. Um den Prüfungsaufwand einzugrenzen sollen aus dem unter 2. 
aufgeführten Katalog der möglichen Prüfungsfelder zwei bis drei Prüfungsfelder durch das 
Kontrollgremium als Prüfungsauftrag bestimmt werden. Der Abstand zwischen den Prü-
fungsaufträgen darf drei Jahre nicht überschreiten.   
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2. Beschreibung der Prüfungsfelder   
- Prüfung der Geschäftsprozesse auf ihre Wirtschaftlichkeit und Optimierungsmög-

lichkeiten sowie der Angemessenheit der Betriebsorganisation im Verhältnis zum 
Geschäftsumfang. Hierzu zählt insbesondere auch die Prüfung, ob Investitionen 
in angemessener Weise geplant und vor Realisierung auf Wirtschaftlichkeit, Fi-
nanzierbarkeit und möglicher Risiken geprüft und die Durchführung laufend über-
wacht wurden 

- Prüfung der Vollständigkeit und Zweckmäßigkeit der Dokumentation zur Arbeits-
organisation (Stellenbeschreibungen, Vollmachts- und Unterschriftsregelungen, 
Dienst- und Arbeitsanweisungen, Notfallpläne etc.)  

- Prüfung der Bauabrechnungen und Honorarabrechnungen von Architekten 
- Prüfung der Auftragsvergaben und Behandlung von Nachtragsforderungen 
- Prüfung Versicherungsschutz, abgesicherte Risiken  
- Prüfung der Konzeption und Organisation des Risikomanagements (Risikoidenti-

fikation, Risikofrüherkennung, Absicherung und Zweckmäßigkeit der Maßnah-
men, Regelmäßigkeit der Prüfung der Risikolage) und der internen Kontrollsyste-
me auf Qualität und Verlässlichkeit und Qualität der vorhandenen Präventions- 
und Absicherungsmaßnahmen  gegen Betrug und Korruption 

- Prüfung der Personalbuchhaltung auf Einhaltung der gesetzlichen Bestimmungen 
- Prüfung der Basisdokumente (Mietverträge, Kaufverträge) 
- Prüfung, ob Finanzierungsregeln bzw. risikobegrenzende Finanzierungsgrundsät-

ze eingehalten/beachtet  werden 
- Prüfung der Qualität, Leistungsfähigkeit und Sicherheit  der verwendeten IT-

Systeme (insbesondere auch hinsichtlich Datenschutz/Datensicherheit, beste-
hende Sicherheitslücken) 

- Prüfung der Debitorenbuchhaltung einschließlich Mahn- und Inkassowesens in 
Bezug auf Vollständigkeit, Effizienz, systematisches Vorgehen  

- Prüfung der Kreditorenbuchhaltung und des Zahlungsverkehrs 
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IV. Vermittlungs-  und Koordinierungsaufgaben des Beteiligungsmanagements  
 
Dem Verständnis der Kommune als "Konzern" entspricht es, den in der Zentralverwaltung 
vorhandenen Sachverstand auch für die Beteiligungen zu nutzen und Doppelarbeit zu ver-
meiden. Die Beteiligungsverwaltung erfüllt hier im wesentlichen eine Vermittlerfunktion zwi-
schen dem Beteiligungsunternehmen und den Fachbereichen und Diensten,  
z. B. 
bei der Regelung des Leistungsaustausches zwischen Beteiligungsunternehmen und Ver-
waltung, 
durch Hilfestellung bei der Beantragung von Zuweisungen des Landes, 
bei der Beratung in Rechts- und Steuerfragen im Einzelfall und 
bei der Gestaltung von Verträgen (Mieten, Pachten- Versicherungen u. ä.) 
 
V. Allgemeine Beratungsaufgaben des Beteiligungsmanagements 
 
Das Beteiligungsmanagement hat zu folgenden Grundsatzfragen eine Beratungsfunktion: 
  
1. Zur Beteiligungspolitik der Kommune 
Hierzu  gehören 

- die Entwicklung von Leitvorstellungen zu Umfang und Grenzen der Verselb-
ständigung kommunaler Einrichtungen 

- die Beurteilung der Eignung einzelner Rechtsformen 
- die Erarbeitung von Grundsätzen für die Ausgestaltung von Steuerungs- und 

Kontrollinstrumenten 
- die Beobachtung der Beteiligungspolitik anderer Kommunen. 

 
2. Zu den kommunalpolitischen Rahmenbedingungen für das Handeln der Be-

teiligungen 
 
Erarbeitung von Grundsätzen zu der Frage, ob und ggf. in welchen Grenzen die für die 
Kommune geltenden Rahmenbedingungen der Aufgabenerfüllung auch für die Beteili-
gungen gelten sollen (z. B. Allgemeine Dienst- und Geschäftsanweisung, Dienstanwei-
sungen über Auftragsvergabe, Anordnungswesen u. ä.) 


